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Landkreis Stendal
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über die Aufwandsentschädigungssatzung für ehrenamtlich tätige Inte-
grationslotsen im Landkreis Stendal wurde am 13.12.2023 auf der Internetseite des Landkrei-
ses Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt:

www.landkreis-stendal.de

-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht - Satzungen & Verordnungen -> Migration und Integration

Die o. g. Bekanntmachung kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, im Büro des Kreis-
tages, Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen 
werden bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 – 60 7528 angefor-
dert werden. 

Stendal, den 13.12.2023

Puhlmann     

Landkreis Stendal
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über die 3. Änderung der Gebührensatzung für die Museen des Land-
kreises Stendal vom 01.08.2006 wurde auf der Internetseite des Landkreises Stendal unter 
folgender Adresse bereitgestellt: 

www.landkreis-stendal.de
-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen

Die o. g. Bekanntmachung über die 3. Änderung der Gebührensatzung für die Museen des 
Landkreises Stendal vom 01.08.2006 kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, im Büro 
des Kreistages, Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten 

eingesehen werden bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 – 60 
7528 angefordert werden. 

Stendal, den 12.12.2023

Puhlmann     

Landkreis Stendal
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über die Nutzungsentgeltsatzung für die Inanspruchnahme des bo-
dengebundenen Rettungsdienstes und der qualifizierten Patientenbeförderung im Rettungs-
dienstbereich des Landkreises Stendal im Los 2 für den Leistungserbringer Arbeiter-Sama-
riter-Bund Regionalverband Magdeburg e.V. wurde auf der Internetseite des Landkreises 
Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt: 

www.landkreis-stendal.de
-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen

Die o. g. Bekanntmachung über die Nutzungsentgeltsatzung für die Inanspruchnahme des bo-
dengebundenen Rettungsdienstes und der qualifizierten Patientenbeförderung im Rettungs-
dienstbereich des Landkreises Stendal im Los 2 für den Leistungserbringer Arbeiter-Samari-
ter-Bund Regionalverband Magdeburg e.V. kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, im 
Büro des Kreistages, Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszei-
ten eingesehen werden bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 – 60 
7528 angefordert werden. 

Stendal, den 14.12.2023

Puhlmann     
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Landkreis Stendal
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über die Nutzungsentgeltsatzung für die Inanspruchnahme des bo-
dengebundenen Rettungsdienstes und der qualifizierten Patientenbeförderung im Rettungs-
dienstbereich des Landkreises Stendal im Los 1 für den Leistungserbringer die Johanni-
ter-Unfall-Hilfe e.V. Regionalverband Altmark wurde auf der Internetseite des Landkreises 
Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt: 

www.landkreis-stendal.de

-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen
 

Die o. g. Bekanntmachung über die Nutzungsentgeltsatzung für die Inanspruchnahme des 
bodengebundenen Rettungsdienstes und der qualifizierten Patientenbeförderung im Ret-
tungsdienstbereich des Landkreises Stendal im Los 1 für den Leistungserbringer die Johanni-
ter-Unfall-Hilfe e.V. Regionalverband Altmark kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, 
im Büro des Kreistages, Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungs-
zeiten eingesehen werden bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 
– 60 7528 angefordert werden. 

Stendal, den 14.12.2023

Puhlmann     

Landkreis Stendal
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über die Nutzungsentgeltsatzung für das Verwaltungsentgelt im Ret-
tungsdienstbereich des Landkreises Stendal wurde auf der Internetseite des Landkreises 
Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt: 

www.landkreis-stendal.de

-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen
 

Die o. g. Bekanntmachung über die Nutzungsentgeltsatzung für das Verwaltungsentgelt im 
Rettungsdienstbereich des Landkreises Stendal kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, 
im Büro des Kreistages, Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungs-
zeiten eingesehen werden bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 
– 60 7528 angefordert werden. 

Stendal, den 14.12.2023

Puhlmann     

Hansestadt Stendal

Hinweis auf die Öffentliche Bekanntmachung der Tagesordnungen der 
Ortschaftsratssitzungen vom 08.01. – 11.01.2024 

Die folgenden Bekanntmachungen der Tagesordnungen der Ortschaftsratssitzungen werden 
auf der Internetseite der Hansestadt Stendal bereitgestellt: 

• Ortschaftsrat Borstel am 10.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Buchholz am 11.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Dahlen am 10.01.2024 um 18:30 Uhr
• Ortschaftsrat Groß Schwechten am 11.01.2024 um 19:30 Uhr
• Ortschaftsrat Heeren am 09.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Jarchau am 08.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Möringen am 08.01.2024 um 19:30 Uhr
• Ortschaftsrat Nahrstedt am 09.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Staffelde am 10.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Uchtspringe am 09.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Uenglingen am 10.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Vinzelberg am 10.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Volgfelde am 10.01.2024 um 19:00 Uhr
• Ortschaftsrat Wahrburg am 10.01.2024 um 19:30 Uhr
• Ortschaftsrat Wittenmoor am 09.01.2024 um 19:00 Uhr

Die Adresse zur digitalen Einsicht der Bekanntmachung lautet:

www.stendal.de/de/sitzungen.html
 
Hansestadt Stendal, den 30. Dezember 2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Hansestadt Stendal

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung der Friedhofssatzung 
der Hansestadt Stendal

Die Bekanntmachung der Friedhofssatzung der Hansestadt Stendal wird auf der Internetseite 
der Hanestadt Stendal bereitgestellt:

www.stendal.de/de/satzungen_menu.html

Die o. g. Bekanntmachung der Friedhofssatzung der Hansestadt Stendal kann zudem jeder-
zeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten 
eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 30.12.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Hansestadt Stendal

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung  
der Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Stendal

Die Bekanntmachung der Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Stendal wird auf der 
Internetseite der Hanestadt Stendal bereitgestellt:

www.stendal.de/de/satzungen_menu.html

Die o. g. Bekanntmachung der Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Stendal kann zu-
dem jederzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungs-
zeiten eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 30.12.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Hansestadt Stendal

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung der 1. Satzung zur  
Änderung der Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Stendal 

Die Bekanntmachung der 1. Satzung zur Änderung der Friedhofsgebührensatzung der Han-
sestadt Stendal wird auf der Internetseite der Hansestadt Stendal bereitgestellt:

www.stendal.de/de/satzungen_menu.html

Die o. g. Bekanntmachung der 1. Satzung zur Änderung der Friedhofsgebührensatzung der 
Hansestadt Stendal kann zudem jederzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt 
Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert 
werden.

Hansestadt Stendal, den 30.12.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister   

Hansestadt Stendal

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung der 1. Satzung  
zur Änderung der Friedhofssatzung der Hansestadt Stendal  

Die Bekanntmachung der 1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung der Hansestadt 
Stendal wird auf der Internetseite der Hanestadt Stendal bereitgestellt:

www.stendal.de/de/satzungen_menu.html

Die o. g. Bekanntmachung der 1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung der Hanse-
stadt Stendal kann zudem jederzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal 
während der Öffnungszeiten eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.
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Hansestadt Stendal, den 30.12.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Hansestadt Stendal

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung  
der Allgemeinverfügung zur Durchführung  

des 23. Sachsen-Anhalt-Tages in der Hansestadt Stendal

Die Bekanntmachung der Allgemeinverfügung zur Durchführung des 23. Sachsen-Anhalt-Ta-
ges in der Hansestadt Stendal wird auf der Internetseite der Hanestadt Stendal bereitgestellt:

www.stendal.de/de/satzungen_menu.html

Die o. g. Bekanntmachung der Allgemeinverfügung zur Durchführung des 23. Sachsen-An-
halt-Tages in der Hansestadt Stendal kann zudem jederzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 
39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen bzw. auf Nachfrage kos-
tenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 30.12.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Hansestadt Stendal

Hinweis über die öffentliche Bekanntmachung  
Öffentliche Bekanntmachung zu den Kommunalwahlen  

in der Hansestadt Stendal am 09. Juni 2024

Benennung des Stadtwahlleiters und seines Stellvertreters

Die Öffentliche Bekanntmachung zu den Kommunalwahlen in der Hansestadt Stendal am 
09. Juni 2024

Benennung des Stadtwahlleiters und seines Stellvertreters wird auf der Internetseite der Han-
sestadt Stendal bereitgestellt:

https://www.stendal.de/de/sonstige-oeffentliche-bekanntmachungen/cat/1361/Wahlen.html

Die o. g. Öffentliche Bekanntmachung zu den Kommunalwahlen in der Hansestadt Stendal 
am 09. Juni 2024 Benennung des Stadtwahlleiters und seines Stellvertreters kann zudem je-
derzeit im Stadthaus 1, Markt 14/15, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten 
eingesehen bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig kopiert werden.

Hansestadt Stendal, den 30.12.2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte

Satzung
über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und  
Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) der Einheitsgemeinde  

Stadt Tangerhütte

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07. August 1973 (BGBL.I S. 965), zuletzt 
geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294), des § 16 des 
Gewerbesteuergesetzes in der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBL.I, S. 4167), 
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022  (BGBL.I, S. 2294) und 
§ 8 des Kommunalverfassungsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 
Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21. April 
2023 (GVBL. LSA S. 209) hat der Stadtrat auf seiner Sitzung am 06.12.2023 nachstehende 
Satzung beschlossen.

§ 1

Die Hebesätze der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte für die Grundsteuer A und B und die 
Gewerbesteuer werden ab 2024 für die Ortschaften Bellingen, Birkholz, Bittkau, Cobbel, 
Demker, Grieben, Hüselitz, Jerchel, Kehnert, Lüderitz, Ringfurth, Schelldorf, Schernebeck, 
Schönwalde(Altmark),Tangerhütte, Uchtdorf, Uetz, Weißewarte und Windberge wie folgt 
festgesetzt: 

Grundsteuer 
Grundsteuer A für den land- und forstwirt. Betrieb  300 v. H. 
Grundsteuer B für die Grundstücke  350 v. H. 

Gewerbesteuer  380 v. H. 

§ 2

Die vorstehenden Hebesätze gelten vom
 
01.01.2024-31.12.2024.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. 

Tangerhütte, den 07.12.2023

Andreas Brohm       
Bürgermeister   

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte

Satzung der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte zur Umlage  
der Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände „Tanger“, „Uchte“  

und „Untere Ohre“

Aufgrund des § 56 Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. März 
2011 (GVBI. LSA S. 492), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes zur Reform des 
Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und zur Fortentwicklung sonstiger 
kommunalrechtlicher Vorschriften vom 07. Juli 2020 (GVBI. LSA S. 372, 374), der §§ 2, 5, 
8, 11, 36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S. 288) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21. 
April 2023 (GVBL. LSA S. 209) und der §§1,2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 
(GVBI. LSA S. 405), mehrfach geändert, § 6a aufgehoben sowie § 18a neu eingefügt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 2020 (GVBI. LSA S. 712), hat der Stadtrat der 
Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte in seiner Sitzung vom 06.12.2023 die folgende Satzung 
zur Umlage der Verbandsbeiträge beschlossen:

§ 1 
Allgemeines

(1)  Die Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte ist gemäß § 54 Abs. 3 WG LSA für die in ihrem 
Gemeindegebiet gelegenen Flächen gesetzliches Mitglied in den Unterhaltungsverbän-
den „Tanger“, „Uchte“ und „Untere Ohre“.

(2)  Die Mitglieder der Unterhaltungsverbände „Tanger“, „Uchte“ und „Untere Ohre“ haben 
auf Grundlage des § 28 Abs. 1 des Gesetzes über Wasser und Bodenverbände (WVG), 
§ 55 WG LSA sowie der Satzungen der Unterhaltungsverbände  „Tanger“, „Uchte“ und 
„Untere Ohre“ Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes erfor-
derlich sind sowie die Kosten, die der jeweilige Unterhaltungsverband nach § 56a WG 
LSA für die Unterhaltung der Gewässer erster Ordnung abzuführen hat.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinn.

(4)  Die Umlagen werden wie Gebühren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben und 
beigetrieben.

§ 2
Gegenstand der Umlage

Die Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte legt die Beiträge, die ihr aus ihren gesetzlichen Mit-
gliedschaften in den Unterhaltungsverbänden entstehen, einschließlich der durch die Umlage 
entstehenden Verwaltungskosten, auf die Umlageschuldner um. Die Umlage wird als Flä-
chen- und Erschwernisumlage erhoben.

§ 3
Umlagepflicht

Die Umlagepflicht für den Flächenbeitrag besteht für alle Grundstücke des Gemeindegebie-
tes mit Ausnahme derjenigen, die in Bundeswasserstraßen entwässern.

Die Umlagepflicht für den Erschwernisbeitrag besteht für alle Grundstücke des Gemeindege-
bietes, die nicht der Grundsteuer A unterliegen und nicht in Bundeswasserstraßen entwässern.

§ 4
Umlageschuldner

(1)  Umlageschuldner ist, wer Eigentümer eines im Gemeindegebiet gelegenen, zum Ver-
bandsgebiet gehörenden Grundstückes ist. 

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Erbbauberechtigte.

(3)  Ist der Umlageschuldner nach den Abs. 1 oder 2 nicht zu ermitteln, so tritt derjenige, 
der im Erhebungszeitraum das Grundstück nutzt, ersatzweise zum vorrangig heranzu-
ziehenden Umlageschuldner nach Abs. 1 oder 2 hinzu. Ein Umlageschuldner ist dann 
nicht zu ermitteln, wenn der Eigentümer oder Erbbauberechtigte unter Heranziehung 
der grundstücksbezogenen Unterlagen, einer Abfrage beim zuständigen Nachlassgericht 
und einer Einwohnermeldeauskunft nicht als Person und nicht mit zustellfähiger Adres-
se festgestellt werden kann. Dabei entspricht der Umstand, dass der Umlageschuldner 
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nicht zu ermitteln ist, der Ungewissheit über die Feststellbarkeit des Pflichtigen des § 13 
Abs. 1 Nr. 4b), Satz 1 und 2 KAG LSA.

(4)  Die ersatzweise Heranziehung des Nutzers nach Abs. 3 begründet keine eigene Umlage-
pflicht.

(5)  Wechselt im Verlauf des Erhebungszeitraums der Umlageschuldner, so geht die Um-
lagepflicht anteilig auf den neuen Umlageschuldner über. Dabei beginnt die Umlage-
pflicht mit Beginn des Monats, der dem Monat folgt, in dem die Umschreibung im 
Grundbuch erfolgt.

(6) Mehrere Umlageschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 5
Entstehung der Umlageschuld, Erhebungszeitraum

(1)  Die Umlageschuld entsteht mit Beginn des Kalenderjahres für das die Umlage festzu-
setzen ist, frühestens jedoch mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides des Unterhal-
tungsverbandes und seiner Fälligkeit. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2)  Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid als Jahresbetrag, der mit anderen Grundstück-
sabgaben oder Steuern zusammengefasst werden kann.

§ 6
Umlagemaßstab

(1)  Berechnungsgrundlage für die Flächenumlage ist die Grundstücksfläche. Die Erschwer-
nisumlage wird nach der Fläche des Grundstücks bemessen, die nicht der Grundsteuer A 
unterliegt. Stichtag zur Feststellung der Grundstücksgröße ist der 01.01. eines jeden Jahres.

(2)  Der Anteil des Erschwernisbeitrages der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte im jewei-
ligen Unterhaltungsverband beträgt laut Satzung der Verbände:

 ✥ Unterhaltungsverband Tanger 10,00 % des Gesamtbeitrages
 ✥ Unterhaltungsverband Uchte 10,95 % des Gesamtbeitrages
 ✥ Unterhaltungsverband Untere Ohre 14,00 % des Gesamtbeitrages

§ 7
Umlagesatz

(1)  Der Umlagesatz zur Umlage des Flächenbeitrages des jeweiligen Unterhaltungs-verban-
des einschließlich Verwaltungskosten beträgt für das Kalenderjahr 2023

 ✥ Unterhaltungsverband „Tanger“ 11,46 EUR/ha (0,001146 €/m²)

 ✥ Unterhaltungsverband „Uchte“ 16,15 EUR/ha (0,001615 €/m²)

 ✥ Unterhaltungsverband „Untere Ohre“ 10,68 EUR/ha (0,001068 €/m²)

(2)  Der Umlagesatz zur Umlage des Erschwernisbeitrages des jeweiligen Unterhaltungsver-
bandes einschließlich Verwaltungskosten beträgt für das Kalenderjahr 2023 

 ✥ Unterhaltungsverband Tanger 13,75 €/ha (0,00137500 €/m²)

 ✥ Unterhaltungsverband Uchte     0,00 €/ha

 ✥ Unterhaltungsverband Untere Ohre    0,00 €/ha

(3)  Die ermittelte Umlagehöhe wird auf ganze Cent gerundet. Von einer Festsetzung, Erhe-
bung oder Nachforderung der Umlage kann abgesehen werden, wenn diese niedriger als 
fünf Euro ist.

§ 8
Fälligkeit

(1)  Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides gegenüber 
dem Umlageschuldner fällig.

(2)  Im Abgabenbescheid kann bestimmt werden, dass er auch für zukünftige Zeitabschnitte 
gilt, solange sich die Berechnungsgrundlage nicht ändert.

§ 9
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten

(1)  Sind für die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskünfte oder Unterlagen des Um-
lagepflichtigen notwendig, hat dieser die Auskünfte auf Aufforderung zu erteilen bzw. 
die Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(2)  Der Umlagepflichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen Angaben 
zur Umlagegrundlage verpflichtet. Er kommt der Mitwirkungspflicht insbesondere da-
durch nach, dass er die für die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen vollständig und 
wahrheitsgemäß offenlegt und die ihm bekannten Beweismittel angibt.

(3)  Verweigert der Umlagepflichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende An-
gaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund einer Schätzung erfolgen.

(4)  Die Umlageschuldner sind verpflichtet, Änderungen der für die Umlage relevanten Tat-
sachen (wie Eigentümerwechsel) der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte binnen eines 
Monats schriftlich anzuzeigen.

(5)  Die Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte ist berechtigt, an Ort und Stelle zu prüfen, ob 
die zur Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vorschriften 
des § 9 über die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder leichtfertig zuwi-
derhandelt, indem er Änderungen der für die Umlage relevanten Tatsachen nicht binnen 
eines Monats der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte anzeigt oder die für die Erhebung 
und Bemessung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder nur unzureichend macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 

§ 11
Billigkeitsmaßnahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit 
eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stun-
dung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, 
kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 12
Datenverarbeitung

(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Umlageschuldner sowie zur 
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfür erfor-
derlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten nach Kapitel 2 der Datenschutz-
grundverordnung vom 27.April 2016 (In Kraft getreten am 24. Mai 2016, anzuwenden 
ab 25. Mai 2018 ) durch die Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte zulässig.

(2)  Die Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte darf die für die Veranlagung der Grundsteuer 
bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 ge-
nannten Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Ämtern 
(Finanz- und Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) übermit-
teln lassen, was auch im Wege automatischer Abrufverfahren erfolgen kann.

§ 13
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2023 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte zur Umlage der 
Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände „Tanger“, „Uchte“ und „Untere Ohre“ vom 
14.12.2022 (Veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Stendal Nr. 1 vom 11.01.2023), 
außer Kraft.

Tangerhütte, den 07.12.2023

Andreas Brohm       
Bürgermeister   

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land

Satzung
der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land

zur Umlage der Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände
„Trübengraben“ Havelberg und „Stremme/Fiener Bruch“ Genthin

Aufgrund des § 56 Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. März 
2011 (GVBl. LSA S. 492), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 7. Juli 2020 
(GVBl. LSA S. 372, 374), der §§ 2, 5, 8, 11, 36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. Juni 2022 (GVBl. LSA S. 130) und der §§ 1, 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Dezember 1996, mehrfach geändert, § 6a aufgehoben sowie § 18a neu 
eingefügt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 2020 (GVBl. LSA S. 712), hat der 
Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land in der Sitzung am 13.12.2023 
die folgende Satzung beschlossen: 

§ 1
Allgemeines

(1)  Die Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land ist gemäß § 54 Abs. 3 WG LSA gesetzliches 
Mitglied in den Unterhaltungsverbänden „Trübengraben“ Havelberg und „Stremme/Fi-
ener Bruch“ Genthin. 

(2)  Die Gemeinden der Unterhaltungsverbände „Trübengraben“ Havelberg und „Stremme/
Fiener Bruch“ Genthin haben auf Grundlage des § 28 Abs. 1 des Gesetzes über Wasser 
und Bodenverbände (WVG), des § 55 WG LSA sowie der Satzungen der Unterhaltungs-
verbände „Trübengraben“ Havelberg und „Stremme/Fiener Bruch“ Genthin Beiträge 
zu leisten, die zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes erforderlich sind sowie die 
Kosten, die die Unterhaltungsverbände nach § 56a WG LSA für die Unterhaltung der 
Gewässer erster Ordnung abzuführen hat. 

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinn.

(4)  Die Umlagen werden wie Gebühren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben. 
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§ 2 
Gegenstand der Umlage

Die Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land legt die Beiträge, die ihr aus ihrer gesetzlichen Mit-
gliedschaft in den Unterhaltungsverbänden entstehen einschließlich die bei der Umlegung 
der Verbandsbeiträge entstehenden Verwaltungskosten gemäß § 56 WG LSA, auf die Umla-
geschuldner um. Die Umlage wird als Flächen- und Erschwernisumlage erhoben.

§ 3
Umlagepflicht

Die Umlagepflicht für den Flächenbeitrag besteht für alle Grundstücke des Gemeindegebie-
tes mit Ausnahme derjenigen, die in Bundeswasserstraßen entwässern. Die Umlagepflicht 
für den Erschwernisbeitrag besteht für alle Grundstücke des Gemeindegebietes, die nicht der 
Grundsteuer A unterliegen und die nicht in Bundeswasserstraßen entwässern.

§ 4
 Umlageschuldner

(1)  Umlageschuldner ist, wer Eigentümer eines im Gemeindegebiet gelegenen, zum Ver-
bandsgebiet gehörenden Grundstückes ist. 

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Erbbauberechtigte. 

(3)  Wechselt im Verlauf des Erhebungszeitraums die Person des Umlageschuldners, so geht 
die Umlagepflicht anteilig auf den neu eingetragenen Berechtigten über. Dabei beginnt 
die Umlagepflicht mit Beginn des Monats, der dem Monat folgt, in dem die Umschrei-
bung im Grundbuch erfolgt. 

(4)  Ist der Umlageschuldner nach Absatz 1 oder 2 nicht zu ermitteln, so tritt derjenige, der 
im Erhebungszeitraum das Grundstück nutzt, ersatzweise zum vorrangig heranzuzie-
henden Umlageschuldner nach Absatz 1 oder 2 hinzu. Ein Umlageschuldner ist dann 
nicht zu ermitteln, wenn der Eigentümer oder Erbbauberechtigte unter Heranziehung 
der grundstücksbezogenen Unterlagen aus dem Liegenschaftskataster, einer Anfrage 
beim zuständigen Nachlassgericht und einer Einwohnermeldeauskunft nicht als Per-
son und nicht mit zustellfähiger Adresse festgestellt werden kann. Dabei entspricht der 
Umstand, dass der Umlageschuldner nicht zu ermitteln ist, der Ungewissheit über die 
Feststellbarkeit des Pflichtigen des § 13 Absatz 1 Nr. 4 b), Satz 1 und 2 KAG LSA. 

(5)  Die ersatzweise Heranziehung des Nutzers nach Absatz 3 begründet keine eigene Um-
lagepflicht. 

(6)  Mehrere für den gleichen Zeitraum heranzuziehende Umlageschuldner sind Gesamt-
schuldner. Mehrere Umlageschuldner nach Abs. 3 werden nebeneinander für ihre jewei-
lige Umlageschuld entsprechend des auf sie fallenden zeitlichen Anteils gemäß Abs. 3 
Satz 2 in Anspruch genommen.  

§ 5 
Entstehung der Umlageschuld, Erhebungszeitraum

(1)  Die Umlageschuld entsteht mit Beginn des Kalenderjahres für das die Umlage festzuset-
zen ist, frühestens jedoch mit Bekanntgabe der Beitragsbescheide der Unterhaltungsver-
bände und seiner Fälligkeit. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2)  Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid, der mit anderen Grundstücksabgaben oder 
Steuern zusammengefasst werden kann.

§ 6
Umlagemaßstab

(1)  Berechnungsgrundlage für die Umlage des Flächen- und des Erschwernisbeitrages ist 
die Grundstücksfläche. Die Erschwernisumlage wird nach der Fläche des Grundstücks 
bemessen, die nicht der Grundsteuer A unterliegt. 

(2)  Der Anteil des Erschwernisbeitrages insgesamt beträgt am Gesamtbeitrag laut Satzung 
der Verbände jeweils 10 v. H..

§ 7
Umlagesatz

(1)  Der Umlagesatz zur Umlage des Flächenbeitrages beträgt für das Kalenderjahr 2024
• 18,02 €/ ha im Verbandsgebiet „Trübengraben“ Havelberg sowie
• 12,25 €/ ha im Verbandsgebiet „Stremme/Fiener Bruch“ Genthin. 

       
  Der Umlagesatz zur Umlage des Erschwernisbeitrages beträgt für das Kalenderjahr 2024

• 29,65 €/ ha im Verbandsgebiet „Trübengraben“ Havelberg sowie
•   8,07 €/ ha im Verbandgebiet „Stremme/Fiener Bruch“ Genthin.

(2)  Von einer Festsetzung, Erhebung oder Nachforderung der Umlage kann abgesehen wer-
den, wenn diese niedriger als 2,00 € ist.

§ 8
Fälligkeit

(1)  Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides gegenüber 
dem Umlageschuldner fällig.

(2)  Im Abgabenbescheid kann bestimmt werden, dass er auch für zukünftige Zeitabschnitte 
gilt, solange sich die Berechnungsgrundlage nicht ändert.  

§ 9
 Auskunftspflichten

(1)  Sind für die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskünfte oder Unterlagen des Um-
lagepflichtigen notwendig, hat dieser die Auskünfte auf Aufforderung zu erteilen bzw. 
die Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

(2)  Der Umlagepflichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen Angaben 
zur Umlagegrundlage verpflichtet. Er kommt der Mitwirkungspflicht insbesondere da-
durch nach, dass er die für die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen vollständig und 
wahrheitsgemäß offenlegt und die ihm bekannten Beweismittel angibt. 

(3)  Verweigert der Umlagepflichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende An-
gaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund einer Schätzung erfolgen. 

(4)  Die Umlageschuldner sind verpflichtet, Änderungen der für die Umlage relevanten Tat-
sachen (wie Eigentümerwechsel) der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land binnen eines 
Monats schriftlich anzuzeigen. 

(5)  Die Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land ist berechtigt, an Ort und Stelle zu prüfen, ob 
die zur Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen. 

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vorschrif-
ten des § 9 über die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder leichtfertig 
zuwiderhandelt, indem er Änderungen der für die Umlage relevanten Tatsachen nicht 
binnen eines Monats der Verbandsgemeinde anzeigt oder die für die Erhebung und Be-
messung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder nur unzureichend macht.  

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden.  

§ 11
Billigkeitsmaßnahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit 
eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stun-
dung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, 
können sie ganz oder zum Teil erlassen werden. 

§ 12
Datenverarbeitung

(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Umlageschuldner sowie zur 
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfür erfor-
derlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten nach §§ 9,10 Datenschutzgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land 
zulässig. 

(2)  Die Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land darf die für die Veranlagung der Grundsteuer 
bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 ge-
nannten Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Ämtern (Fi-
nanz-, Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln lassen.

§ 13
 In-Kraft-Treten 

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Schönhausen (Elbe), 13.12.2023

Friedebold
Verbandsgemeindebürgermeisterin 

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark

Öffentliche Bekanntmachung
Beschluss vom 15.12.2023

 Freiwilliger Landtausch: Havelberg
 Landkreis: Stendal
 Verfahrensnummer: SDL 9/0261/01
I  Beschluss
Hiermit wird der freiwillige Landtausch Havelberg nach § 103 c Abs. 2 i.V.m. § 6 Abs. 1 
Satz 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der geltenden Fassung 
angeordnet.

Verfahrensgebiet
Dem Verfahren unterliegen folgende Flurstücke: 

Gemarkung Flur Flurstück
Havelberg
Havelberg
Havelberg

6
12
14

10; 12
64
64/2

Die Verfahrensfläche beträgt ca. 2 ha. Die betreffenden Flurstücke sind auf den zu diesem 
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Beschluss gehörenden Gebietskarten farbig gekennzeichnet. Der Beschluss mit den Gebiets-
karten liegt zur Einsichtnahme während der Sprechzeiten im Amt für Landwirtschaft, Flur-
neuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25 in 39576 Hansestadt Stendal und in der 
zuständigen Stadt, aus.

II  Gründe
Der Beschluss beruht auf einem berechtigten Antrag der Teilnehmer zur Verfahrensdurchfüh-
rung gemäß § 103 c Abs. 1 FlurbG. Der freiwillige Landtausch dient der eigentumsrechtli-
chen Neuordnung zur Verbesserung der Agrarstruktur mit dem Ziel der Zusammenlegung zu 
einer ausreichend großen Wirtschaftsfläche.

III  Anmeldung von unbekannten Rechten
Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich, aber zur Beteiligung am Ver-
fahren berechtigen, werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb von 3 Monaten – gerechnet 
vom ersten Tag der Bekanntmachung dieses Beschlusses - bei dem Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten Altmark anzumelden.
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes innerhalb einer von dieser zu setzenden weiteren 
Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu be-
teiligen. Werden die Rechte erst nach Ablauf der vorbezeichneten Frist angemeldet oder nach-
gewiesen, so kann das Amt die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen.

IV  Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den Beschluss kann innerhalb von einem Monat nach der Bekanntgabe Widerspruch 
beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 
Hansestadt Stendal, erhoben werden.

Im Auftrag
    (DS)
gez. Trefflich
Sachgebietsleiterin

Datenschutzrechtliche Hinweise
Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz/ Flurberei-
nigungsgesetz werden im vorliegenden Verfahren personenbezogene Daten nach Maßgabe 
der Datenschutzgrundverordnung verarbeitet. Die datenschutzrechtlichen Hinweise können 
im Internet unter: http://lsaurl.de/alffaltmarkds eingesehen werden oder sind beim ALFF Alt-
mark zu erhalten.

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark

Öffentliche Bekanntmachung
2. Änderungsanordnung vom 15.12.2023

 Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren: Sandau Süd
 Landkreis: Stendal
 Verfahrens- Nr. SDL6/0273/02

Aufgrund des § 8 (1) des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der derzeit geltenden Fassung 
wird das mit Beschluss vom 06.02.2017 und mit der 1. Änderungsanordnung vom 18.07.2023 
festgelegte Flurbereinigungsgebiet nochmals geringfügig geändert.

1. Verfahrensgebiet
Zum Verfahrensgebiet Flurbereinigung Sandau Süd werden folgende Flurstücke hinzuge-
zogen:

Gemarkung Flur Flurstück
Sandau 9 455
Sandau 9 457
Sandau 9 459
Sandau 9 461

Aus dem Verfahrensgebiet Flurbereinigung Sandau Süd werden folgende Flurstücke aus-
geschlossen:

Gemarkung Flur Flurstück
Sandau 20 93
Sandau 20 95

Die Grenze des geänderten Flurbereinigungsgebietes ist auf der zu dieser Anordnung gehö-
renden Gebietskarte orangenfarbig gekennzeichnet. Die Anordnung mit Gebietskarte liegt 
zur Einsichtnahme während der Sprechzeiten im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung 
und Forsten Altmark, Akazienweg 25 in 39576 Stendal und in der zuständigen Gemeinde, 
aus. Das gesamte Verfahrensgebiet umfasst nunmehr eine Fläche von ca. 745 ha.

2. Gründe
Die Hinzuziehung der genannten Flurstücke in der Flur 9 ist erforderlich, weil sie zum neu 
errichteten Deich am Verfahrensrand des Flurneuordnungsgebietes von Sandau Süd gehören.
Der Ausschluss der beiden Flurstücke in der Flur 20 aus dem Flurbereinigungsverfahren 
Sandau Süd erfolgt, da sie zu den außerhalb des Verfahrensgebietes liegenden Straßenflurstü-
cken „Bahnhofstraße“ der Stadt Sandau gehören.

3. Anmeldung unbekannter Rechte
Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich sind, aber zur Beteiligung 
am Verfahren berechtigen (insbesondere Pacht-, Miet- und Bewirtschaftungsrechte), werden 
aufgefordert, ihre Rechte innerhalb von 3 Monaten beim Amt für Landwirtschaft, Flurneu-
ordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 Stendal, anzumelden.
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 

Altmark innerhalb einer von diesem zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ab-
lauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. Werden Rechte erst nach Ablauf 
der Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde gemäß § 14 
Abs. 2 FlurbG die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber 
eines vorbezeichneten Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetragenen 
Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist 
durch die Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist.

4. Zeitweilige Einschränkung des Eigentums
Von der Bekanntgabe des Einleitungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereini-
gungsplanes gelten gem. § 34 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) folgende Einschränkungen:
a)  In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbe-

hörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen und ähnliche Anlagen 
dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesent-
lich verändert oder beseitigt werden. Sind entgegen diesen Vorschriften Änderungen 
vorgenommen oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Boden-
ordnungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den 
früheren Zustand, notfalls mit Verwaltungszwang gemäß § 63 (2) LwAnpG i.V.m. § 137 
FlurbG, wiederherstellen lassen, wenn dies der Bodenordnung dient. 

b)  Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereini-
gungsbehörde beseitigt werden, anderenfalls muss die Flurbereinigungsbehörde Ersatz-
pflanzungen anordnen. 

Wer gegen die unter a) und b) genannten Bestimmungen zuwiderhandelt, kann wegen Ord-
nungswidrigkeit mit einer Geldbuße belegt werden.

5. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Änderungsanordnung kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, 
Akazienweg 25, 39576 Stendal eingelegt werden.

Im Auftrag

    (DS)
gez. Hausdorf
Sachgebietsleiterin

Datenschutzrechtliche Hinweise
Aufgrund unseres gesetzlichen Auftrages nach dem Flurbereinigungsgesetz verarbeiten wir 
im vorliegenden Verfahren personenbezogene Daten nach Maßgabe der Datenschutzgrund-
verordnung. Weitergehende Informationen finden Sie unter: http://lsaurl.de/alffaltmarkds 

Trinkwasser- und Abwasserzweckverband Havelberg 

Öffentliche Bekanntmachung
des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Havelberg

Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 2022

Die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Havelberg hat in 
ihrer Sitzung am 05.12.2023 den Jahresabschluss 2022 festgestellt und folgende Beschlüsse 
gefasst:

„Die Verbandsversammlung bestätigt den Jahresabschluss 2022 auf der Grundlage des Prüf-
berichtes in der vorliegenden Form und beschließt, den Jahresgewinn in der Sparte Trinkwas-
serversorgung in Höhe von 85.312,15 Euro mit dem bestehenden Gewinnvortrag der Sparte 
Trinkwasser in Höhe von 367.380,65 Euro aufzurechnen und insgesamt 452.692,80 Euro 
auf neue Rechnung vorzutragenden und den Jahresgewinn der Sparte Abwasserentsorgung 
in Höhe von 108.919,01 Euro mit dem bestehenden Gewinn der Sparte Abwasser in Höhe 
von 635.183,17 Euro aufzurechnen und 744.102,18 Euro auf neue Rechnung vorzutragen.“

„Die Verbandsversammlung beschließt die Entlastung des Verbandsgeschäftsführers für das 
Wirtschaftsjahr 2022.“

Der Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat folgenden Wortlaut:

3 Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Wir haben dem Jahresabschluss und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022 des Trink-
wasser- und Abwasserzweckverbands Havelberg, Hansestadt Havelberg, in der Fassung der 
Anlage 1 den folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An den Trinkwasser- und Abwasserzweckverband Havelberg, Hansestadt Havelberg 

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbands Havelberg, 
Hansestadt Havelberg, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Trinkwasser- und Abwasserzweck-
verbands Havelberg, Hansestadt Havelberg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

•  entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschrif-
ten der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (EigBVO LSA – in Ver-
bindung mit §21 EigBV) i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften 
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geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Verbands zum 31. Dezember 2022 
sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2022 und 

•  vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Verbands. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des § 8 Eig-
BVO LSA und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB i.V.m. § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Verband 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Verbandsgeschäftsführung und der Verbandsversammlung für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht
Die Verbandsgeschäftsführung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (EigBVO 
LSA) i.V.m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Verbands 
vermittelt. Ferner sind ist die Verbandsgeschäftsführung verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermög-
lichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Verbandsgeschäftsführung dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit des Verbands zur Fortführung der Verbandstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fort-
führung der Verbandstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Verbandstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die Verbandsgeschäftsführung verantwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Verbands vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften 
des § 8 EigBVO LSA entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner ist die Verbandsgeschäftsführung verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden der EigBVO LSA zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 
Die Verbandsversammlung ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-
prozesses des Verbands zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Verbands vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften des § 8 
EigBVO LSA entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus
•  identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultieren-
de wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 

dass aus Irrtümern    resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig-
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

•  gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit dieser Systeme des Verbands abzugeben. 

•  beurteilen wir die Angemessenheit der von der Verbandsgeschäftsführung angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den Verbandsgeschäfts-
führung dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der Verbandsge-
schäftsführung angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Ver-
bandstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Verbands zur Fortführung der Verbandstä-
tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Un-
sicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im  Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä-
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass der Verband seine Verbandstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

•  beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Verbands 
vermittelt. 

•  beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-
entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Verbands.

•  führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-
ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von der Verbandsgeschäftsführung zugrunde gelegten bedeutsamen Annah-
men nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.

Magdeburg, den 02. November 2023

Deloitte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 (gez. Michael Bornkampf) (gez. Ingo Waeke)
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Der Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Stendal hat 
folgenden Wortlaut:

Landkreis Stendal Stendal, den 21.11.2023
Rechnungsprüfungsamt         

Feststellungsvermerk 
des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Stendal zum Jahresabschluss für das 
Jahr 2022 des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Havelberg 

Als die mit der Rechnungsprüfung beauftragte Stelle trifft das Rechnungsprüfungsamt des 
Landkreises Stendal auf der Grundlage der kommunal- und eigenbetriebsrechtlichen Bestim-
mungen des Landes Sachsen-Anhalt für den Jahresabschluss zum 31.12.2022 den folgenden 
Feststellungsvermerk: 

Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 02. November 2023 abgeschlossener 
Prüfung durch die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2022 beauftragte De-
loitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Buchführung und der Jahresabschluss des 
Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Havelberg in allen wesentlichen Belangen den 
einschlägigen rechtlichen Vorschriften entsprechen. Der Jahresabschluss vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Verbandes. 
Der Lagebericht steht in allen wesentlichen Belangen in Einklang mit dem Jahresabschluss 
und vermittelt ein insgesamt zutreffendes Bild von der Lage des Verbandes. Die Prüfung 
hat zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt.

Eigene örtliche Prüfungshandlungen des Rechnungsprüfungsamtes gemäß § 138 KVG LSA 
haben bezogen auf das Berichtsjahr 2022 nicht stattgefunden.

gez. R. Mosow
Ralf Mosow
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Amtsleiter

Der Jahresabschluss mit Lagebericht und Erfolgsübersicht des Trinkwasser- und Abwas-
serzweckverbandes Havelberg für das Jahr 2022 liegt vom 02.01.2024 bis 17.01.2024 jeweils 
Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8:00 bis 14:00 Uhr und Freitag in der Zeit von 8:00 bis 
12:00 Uhr beim Sitz des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Havelberg, Domplatz 
1, in Havelberg öffentlich aus.

Havelberg, den 06.12.2023    

Gerd Müller
Verbandsgeschäftsführer  

Trinkwasser- und Abwasserzweckverband Havelberg 

Öffentliche Bekanntmachung
Entgeltregelungen Abwasserentsorgung

Preise für Herstellung und Benutzung der Entwässerungseinrichtungen 
des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Havelberg 

(TAHV)

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 05.12.2023 folgende Entgeltregelung der 
Abwasserentsorgung mit Wirkung ab 01.01.2024 beschlossen:

Die Entgeltregelung der Abwasserentsorgung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

1. Allgemeine Bedingungen

1.1. Diese Preise gelten für alle Kunden, mit denen keine Sonderverträge bestehen.

1.2.  Die Entwässerungssatzung (EWS) und die Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für 
Abwasser (AEB-A) sind Bestandteil des Entsorgungsvertrages mit dem Anschlussneh-
mer und Grundlage der jeweils gültigen Preisregelungen.

2. Abwasserpreis für die zentrale Abwasserbeseitigung

Der Abwasserpreis setzt sich aus Grundpreis und Mengenpreis (Arbeitspreis) zusammen.

2.1. Grundpreis

  Die Grundpreise beinhalten anteilige Kosten für die Vorhaltung der Entsorgungsleis-
tung. 

2.1.1. Berechnungsgrundlage

  Für alle Grundstücke und Gebäude, die vollständig oder teilweise zu Wohnzwecken 
genutzt werden, wird ein Grundpreis je Anschluss (Pkt. 2.1.2) und ein Grundpreis je 
Grundeinheit (Pkt. 2.1.3.) berechnet. 

  Für alle Grundstücke und Gebäude, die nicht vollständig oder nicht teilweise zu 
Wohnzwecken genutzt werden, wird ein Grundpreis nach der jeweiligen

 Zählergröße (Pkt. 2.1.4.) berechnet. 

2.1.2. Grundpreis je Anschluss

 Für den Abwasseranschluss eines Grundstückes wird ein Grundpreis in Höhe von 

3,90 Euro (3,28 Euro) je Monat
 berechnet.

2.1.3. Grundpreisberechnung nach Grundeinheiten

  Der Grundpreis wird auf der Basis der festgelegten Anzahl der Grundeinheiten ermit-
telt und beträgt

10,14 Euro (8,52 Euro) je Grundeinheit und je Monat.

  Die Grundeinheiten (GE) zur Ermittlung des Grundpreises werden wie folgt festge-
legt:

 - für alle ausschließlich zu Wohnzwecken genutzten Gebäude 
                  je Wohneinheit 1 GE
 -  kombinierte Nutzung für Wohnzwecke sowie für 

gewerbliche und sonstige Zwecke                 je Wohneinheit 1 GE
   jede selbständige sonstige Nutzung bis 200 m² 0,5 GE
   jede selbständige sonstige Nutzung bis 500 m² 1 GE
   jede selbständige sonstige Nutzung ab  501 m² 2 GE

2.1.4. Grundpreisberechnung nach Zählergröße

 Der Grundpreis beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Zählergröße

Zählergröße Grundpreis
bis Qn 2,5 m³/h
bis Qn 6 m³/h
bis Qn 10 m³/h
bis Qn 15 m³/h
bis Qn 25 m³/h
bis Qn 40 m³/h

bzw. Q3 4
bzw. Q3 10
bzw. Q3 16
bzw. Q3 25
bzw. Q3 40
bzw. Q3 63

11,70 Euro
39,00 Euro

106,60 Euro
218,20 Euro
244,40 Euro
349,69 Euro

(9,83 Euro)
(32,77 Euro)
(89,58 Euro)

(183,36 Euro)
(205,38 Euro)
(293,86 Euro)

je Monat
je Monat
je Monat
je Monat
je Monat
je Monat

2.2. Arbeitspreis
  Der Arbeitspreis wird nach der Menge des eingeleiteten Abwassers entsprechend Pkt. 

8.3. der AEB-A berechnet.

Der Arbeitspreis beträgt 3,78 Euro (3,18 Euro) je m³.

2.3.  Für die Einleitung von mechanisch vorgeklärtem Abwasser wird ein Abschlag von 20 
% auf den Grundpreis und Arbeitspreis gewährt.

3.  Abwasserpreis für die dezentrale Abwasserbeseitigung

3.1. Grundpreis

Der Grundpreis beinhaltet die Kosten für die Vorhaltung der öffentlichen Anlagen zur de-
zentralen Abwasserbeseitigung. Als Maßstab für die Ermittlung des Grundpreises wird die 
Nennleistung der verwendeten Wasserzähler zu Grunde gelegt. Sind mehrere Grundstücke an 
eine Sammelgrube oder an eine Kleinkläranlage angeschlossen, so wird für die Berechnung 
der Grundpreise die Zählergröße zu Grunde gelegt, die zur Wasserversorgung der gesam-
ten Grundstücke über eine Messstelle notwendig wäre. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut 
sind, wird die Nennleistung geschätzt, die nötig wäre, um die Wasserentnahmen messen zu 
können.

Sammelgruben

Zählergröße Grundpreis
bis Qn 2,5 m³/h
bis Qn 6 m³/h
bis Qn 10 m³/h
bis Qn 15 m³/h
bis Qn 25 m³/h
bis Qn 40 m³/h

bzw. Q3 4
bzw. Q3 10
bzw. Q3 16
bzw. Q3 25
bzw. Q3 40
bzw. Q3 63

120,59 Euro
442,09 Euro

2.174,05 Euro
2.536,32 Euro
2.898,72 Euro
3.261,00 Euro

(101,34 Euro)
(371,50 Euro)

(1.826,93 Euro)
(2.131,36 Euro)
(2.435,90 Euro)
(2.740,34 Euro)

je Jahr
je Jahr
je Jahr
je Jahr
je Jahr
je Jahr

Kleinkläranlagen

Zählergröße Grundpreis
bis Qn 2,5 m³/h
bis Qn 6 m³/h
bis Qn 10 m³/h

bzw. Q3 4
bzw. Q3 10
bzw. Q3 16

99,00 Euro
408,00 Euro

1.267,20 Euro

   (83,19 Euro)
(342,86 Euro)

(1.064,87 Euro)

je Jahr
je Jahr
je Jahr

3.2. Arbeitspreis
  
3.2.1. Sammelgruben
  Der Arbeitspreis wird nach der tatsächlich entsorgten Abwassermenge entsprechend 

Pkt. 9.3. der AEB-A berechnet.

Der Arbeitspreis beträgt 6,53 Euro (5,49 Euro) je m³.

3.2.2. Kleinkläranlagen
  Der Arbeitspreis wird nach der tatsächlich entsorgten Klärschlammmenge entspre-

chend Pkt. 9.3. der AEB-A berechnet.

Der Arbeitspreis beträgt 29,06 Euro (24,42 Euro) je m³.

3.3.  Für die Entsorgungsleistungen bei Kunden mit Einzelabfuhr im Havariefall oder mit 
Einzelabfuhr bei Nichteinhaltung der Anmeldefristen von einer Woche wird zusätzlich 
zum Arbeitspreis laut Punkt 3.2.1. und 3.2.2. dieser Entgeltregelung ein Pauschalpreis 
berechnet. Der Pauschalpreis beträgt 176,50 Euro (148,32 Euro).

4.  Baukostenzuschuss für zentrale Abwasserbeseitigung

4.1.  Der Baukostenzuschuss beträgt gemäß Pkt. 4 der AEB-A pro m² Geschossfläche        
7,68 Euro (6,45 Euro). 

4.2.  Bei Veränderung der Einleitungsbedingungen durch Außerbetriebnahme von Vorklär-
einrichtungen beträgt der Baukostenzuschuss 5,11 Euro (4,29 Euro) pro m² Geschoss-
fläche.

 
4.3.  In Gewerbe-, Wochenend-, Ferien- und Kleingartengebieten bzw. in entsprechenden 

Grundstücken sind die tatsächlichen Kosten für die Herstellung der gemeinsamen Lei-
tungen bis zum vom TAHV festgelegten Einleitungspunkt vom Anschlussberechtigten 
zu tragen. Die Kosten sind von dem jeweiligen Erschließungsträger auf der Grundlage 
eines mit dem TAHV zu vereinbarenden Erschließungsvertrages zu tragen.

  Dies gilt auch für die Erschließung von Wohngebieten durch private oder öffentliche 
Bauträger. 

  Der reduzierte Baukostenzuschuss beträgt gemäß Pkt. 4 der AEB-A pro Quadratmeter 
Geschossfläche 5,11 Euro (4,29 Euro).

5. Hausanschlusskosten für zentrale Abwasserbeseitigung

Der Anschlussnehmer hat die tatsächlichen Kosten für die Herstellung, den Rückbau und für 
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Veränderungen des Hausanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung der Anlage 
des Anschlussnehmers oder infolge anderer Maßnahmen auf seinem Grundstück erforderlich 
sind, zu erstatten.

6.  Zeitweilige Sperrung eines Anschlusses

Für die von einem Anschlussnehmer veranlasste Sperrung oder Trennung eines Anschlusses 
oder für die lt. Pkt. 14 der AEB-A durch den Anschlussnehmer zu vertretende Sperrung oder 
Trennung eines Anschlusses werden die tatsächlichen Aufwendungen berechnet.  
      

7.  Zahlung, Verzug, Fälligkeit

7.1.  Kunden der zentralen Abwasserbeseitigung, die der Jahresrechnung unterliegen, haben 
monatliche Abschlagszahlungen zu leisten.

7.2.  Kunden der dezentralen Abwasserbeseitigung haben monatlich Abschläge für den 
Grundpreis sowie monatliche Zahlungen entsprechend der im Monat abgefahrenen 
Menge zu leisten. 

7.3.  Werden Abschlagszahlungen oder Rechnungen nicht termingerecht ausgeglichen, be-
tragen die Kosten für jede schriftliche Mahnung 5,11 Euro.

7.4.  Bei Fristenüberschreitung werden Verzugszinsen in Höhe von 5 % p.a. über dem je-
weiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB berechnet.

7.5.  Für die vom Kunden verursachte Rückbuchung von fälligen Beträgen im Rahmen des 
Bankeinzuges werden dem Kunden die anfallenden Bankgebühren in Rechnung ge-
stellt.

7.6.  Die zu entrichtenden Beträge sind 14 Tage nach Zugang der Rechnung fällig.

7.7.  Einwendungen gegen Rechnungen sind nur binnen eines Monats zulässig, nach Ablauf 
dieser Frist gilt die Rechnung als anerkannt.

8.  Ratenzahlung und Stundung des Baukostenzuschusses und der Hausanschluss-
kosten

8.1.  Auf schriftlichen Antrag des Anschlussnehmers an den TAHV kann der Baukostenzu-
schuss und/oder können die Hausanschlusskosten ganz oder teilweise in Ausnahmefäl-
len gestundet oder in Raten gezahlt werden.

8.2. Der Stundungszeitraum beträgt maximal 3 Jahre.  

8.3. Die Höhe der Stundungszinsen beträgt 6,5 % p. a. 

8.4. Stundungszinsen sind vom Tage an, an dem der Zinslauf beginnt, und für volle Monate 
zu zahlen. Angefangene Monate bleiben außer Ansatz.

9. Umsatzsteuer

  Die genannten Beträge beinhalten die gesetzliche Umsatzsteuer. Die sich ohne Um-
satzsteuer ergebenden Nettopreise sind jeweils in Klammern angegeben und sind Ba-
sisbetrag für die Rechnungslegung und die Ermittlung des Bruttobetrages.

10. Inkraftsetzung

  Diese Entgeltregelung tritt durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 05.12.2023 
nach Veröffentlichung ab 01.01.2024 in Kraft.

 Die bisherige Entgeltregelung wird gleichzeitig außer Kraft gesetzt.
 

Havelberg, den 06.12.2023

Trinkwasser- und Abwasserzweckverband Havelberg

Gerd Müller
Verbandsgeschäftsführer  
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